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Kurzfassung

Mobilitat ist ein grundlegender Bestandteil gesellschaftlicher Teil-
habe: Sie ermdoglicht, soziale Beziehungen aufrechtzuerhalten und
alltagliche Bediirfnisse zu erfiillen. Fehlt ein fester Wohnraum, sind
all diese Dinge, wie zum Beispiel Moglichkeiten zum Schlafen, Ko-
chen oder Duschen, nicht an einem Ort geblindelt. Da Notunter-
kiinfte, Hilfsangebote oder andere Versorgungsmoglichkeiten meist
Uber den Stadtraum verteilt und oft nur eingeschrankt zuganglich
sind, sind obdachlose Menschen in besonderem Male auf Mobilitat
angewiesen. Jedoch ist der Zugang zum o6ffentlichen Personennah-
verkehr (OPNV) hiufig durch finanzielle Hiirden und stigmatisie-
rende Regelungen eingeschrankt, was die ohnehin prekaren Lebens-
bedingungen zusatzlich verscharft.

Vor diesem Hintergrund befasst sich das vorliegende Policy Paper
mit Moglichkeiten zur Einfiihrung eines kostenlosen bzw. unentgelt-
lichen OPNV! fiir obdachlose Menschen. Vordergriindig wird dabei
die Umsetzung durch eine Ausgleichszahlung an den betroffenen
Verkehrsverbund anvisiert. Es sollen verschiedene Handlungsoptio-
nen dargestellt und hinsichtlich ihrer sozialen und rechtlichen Impli-
kationen bewertet werden.

Y 1m vorliegenden Policy Paper werden die Begriffe , kostenloser” und ,un-
entgeltlicher” OPNV synonym verwendet. In der Fachliteratur wird oftmals
zwischen den Begriffen unterschieden: Wahrend ,kostenlos” die Perspek-
tive der Fahrgaste betont (denn sie miissen fiir das Ticket nicht zahlen), wird
yunentgeltlich” hdufig aus Sicht der Verkehrsunternehmen verwendet, um
deutlich zu machen, dass die Einnahmen, die sonst durch Ticketkdufe gene-
riert worden waren, nicht vollstiandig entfallen, sondern anderweitig finan-
ziert werden miussen. Diese begriffliche Differenzierung wird hier zwar be-
ricksichtigt, jedoch nicht strikt ibernommen, da beide Begriffe im Kern
denselben Sachverhalt beschreiben.



Zundchst soll die Lebensrealitdt obdachloser Menschen und die Be-
deutung von Mobilitat fiir ihren Alltag dargestellt werden (l1.). Vor
diesem Hintergrund wird der Nutzen eines kostenfreien OPNV fiir
Betroffene, ebenso wie fiir die Stadtgesellschaft Regensburg aufge-
zeigt. Rechtliche Fragen beziiglich eines kostenlosen OPNVs fiir ob-
dachlose Menschen werden anschlieRend im juristischen Teil einge-
ordnet (Il.): Beleuchtet werden hier verfassungsrechtliche Beden-
ken, sowie rechtliche Rahmenbedingungen des OPNV, des Kommu-
nalrechts sowie finanzverfassungsrechtliche Fragen. Im Anschluss
daran wird die konkrete Ausgestaltung eines kostenfreien OPNV dis-
kutiert (l11.), insbesondere mit Blick auf die Frage, wie der Zugang or-
ganisiert und ein Nachweis der Anspruchsberechtigung erbracht
werden kann.

Hier zeigen sich zwei Handlungsoptionen, die jeweils mit spezifi-
schen Problemlagen verbunden sind: Ein Nachweis der Obdachlosig-
keit Gber den Personalausweis, der in einer der Losungen als Fahr-
karte dient, wiirde ein hohes Mal§ an Selbstbestimmung ermdgli-
chen, wie unter (lll. 2. b)) noch ndher ausgefihrt wird. Jedoch ist die-
ser Ansatz mit praktischen Hiirden, Ausschliissen und Stigmatisie-
rungsrisiken verbunden. Demgegeniiber steht die Ausgabe persona-
lisierter Tickets Uiber soziale Trager, was zwar im Ergebnis inklusiver
ist, jedoch Abhangigkeiten von Sozialarbeitenden mit sich bringt, wie
unter (lll. 2. a)) erldutert wird. Das Policy Paper arbeitet diesen Ziel-
konflikt zwischen Zugdnglichkeit, Selbstbestimmung und Stigmatisie-
rung heraus und diskutiert mogliche Lésungsansatze.



I.  Mobilitat als Voraussetzung gesellschaftlicher
Teilhabe

Essen, Schlafen, Kérperhygiene - die prekdren Lebensumstande ob-
dachloser Menschen machen Mobilitat zu einem zentralen Bestand-
teil ihres Alltags. Um nachvollziehen zu kénnen, warum das gerade
bei obdachlosen Menschen, auch im Vergleich mit anderen vul-
nerablen Gruppen so ist, braucht es zunachst eine Begriffsdefinition.

1. Begriffsdefinitionen

Obdachlose Menschen im Sinne der ETHOS-Typologie? sind Perso-
nen, die dauerhaft im 6ffentlichen Raum leben, also etwa auf der
StralRe, unter Briicken oder in provisorischen Verschlagen, und tber
keine Unterkunft verfligen, die als Wohnraum gilt. Dazu zdhlen auch
Menschen, die mangels eigener Wohnung kurzfristig in Notunter-
kiinften wie Notschlafstellen (ibernachten, ohne einen festen Wohn-
sitz zu haben. Davon abzugrenzen sind wohnungslose Menschen, die
zwar keine eigene Wohnung haben, aber in Einrichtungen wie Uber-
gangswohnheimen oder Frauenhdusern untergebracht sind und so-
mit nicht unmittelbar auf der StraBe leben.

In der Realitat ist die Abgrenzung zwischen wohnungslos und ob-
dachlos allerdings nicht derart eindeutig zu ziehen, da sich viele
Menschen in einem wechselnden Zustand zwischen diesen Definiti-
onen bewegen. Dennoch beziehen wir uns im Folgenden explizit auf
die Gruppe Obdachlose Menschen, da ein kostenloser OPNV fiir eine
moglichst kleine Gruppe zunachst am ehesten umsetzbar bzw. finan-
zierbar erscheint.

2 Vgl. FEANTSA 2005.



2. Lebensrealitaten obdachloser Menschen

Eine Wohnung erfiillt viele alltagliche Funktionen, die obdachlose
Menschen folglich anderweitig organisieren missen: , Lagerhaltung,
Schlafen, Kérperhygiene, Nahrungszubereitung, Ort fiir soziale Kon-
takte, Waschepflege und —instandhaltung, Sicherheit, Erholung, di-
gitale Teilhabe.”3, das sind einige Beispiele, die die Selbstvertretung
wohnungsloser Menschen aufzahlt. Darliber hinaus problematisiert
sie:

,Uber die Kosten der Unterkunft sind viele Funktionen der Woh-
nung finanziert. Menschen ohne Wohnung mussen sich diese
Funktionen auBerhalb der Wohnung beschaffen und aus der
Hilfe zum Lebensunterhalt finanzieren. Dadurch sind sie schlech-
ter gestellt als der Sozialhilfeempfinger mit Wohnung.”*

Menschen, denen keine Wohnung zur Verfligung steht, um alltagli-
che Bediirfnisse zu erfiillen, sind stattdessen auf 6ffentlich zugangli-
che Orte angewiesen. Sie mussen ihre Wasche waschen, die Toilette
benutzen, duschen, essen, schlafen. Doch ohne Wohnung werden
viele dieser alltaglichen Dinge plotzlich sehr teuer: Der Toilettengang
auf offentlichen Toiletten kostet Geld, ebenso Waschsalons und
mehr.

»lch besuche mehrere Anlaufstellen, wo ich halt zum Beispiel
meine Post abhole, oder wo ich mir was zu essen hole fir den
Tag, wo ich kostenlos essen kann, wo ich mich duschen kann, wo
ich mich pflegen kann.” ®

Diese Orte sind meistens in der ganzen Stadt verteilt. Wenn das Geld
fiir den OPNV fehlt (und man nicht riskieren will, eine Straftat zu be-
gehen), missen weite Strecken zu FuB zurtickgelegt werden, oft mit
korperlichen Folgen.

3 SwM-eV 2024a: 0.S.
4 Ebd.
5> Protschky 2023, S. 4.



a) Stigmatisierung und Kriminalisierung

,Gleichzeitig ist das tagliche Unterwegssein eine Moglichkeit, Zeit zu
verbringen, bis nur nachts gedffnete Notunterkiinfte wieder 6ff-
nen.”® Viele Menschen, die von Obdachlosigkeit betroffen sind, se-
hen sich auch deshalb dazu gezwungen, diese langen Wege auf sich
zu nehmen, da sie oft keine andere Moglichkeit haben, als unterwegs
zu sein. Denn ein Verweilen obdachloser Menschen an 6ffentlichen
Orten wird haufig nicht geduldet und im Zweifel geahndet:

,»By day, most cities and municipaties tolerate the homeless peo-
ple who live on their streets only as long as they are in motion ....
Homeless people with nowhere to go are often forced to spend
their day getting there. Walking, remaining upright and endlessly
waiting become all-consuming tasks, full-time work.“”

Mit dieser Form der Stigmatisierung sind obdachlose Menschen oft
bereits nach kurzer Zeit des Lebens auf der StraBe konfrontiert:

,Bereits nach wenigen Wochen auf der StraRRe sieht man aus wie
ein Obdachloser, kannst du gar nichts gegen machen. Weil man
sitzt im Dreck, man schldft im Dreck, man lebt im Dreck. Und, ja
—irgendwann sieht man aus wie Dreck.”®

Obdachlose Menschen geraten so in einen Teufelskreis: Ihre anfang-
liche Ausgrenzung tragt dazu bei, dass es ihnen unmoglich wird, kor-
perliche Bedirfnisse zu erfiillen, weshalb sie anschliefend fiir genau
dieses vermeintliche Versagen, sich an soziale Normen anzupassen,
zuriickgewiesen werden.? Hat man keinen Zugang zu grundlegender
Infrastruktur, die flir Menschen mit Wohnung selbstverstandlich ist,

6 Protschky 2023, S. 5.
7 Kawash 1998, S. 327.
8 protschky 2023, S. 7.
Vgl. Kawash 1998, S. 332.



fuhrt das nicht nur zu Ausschliissen, sondern auch zu Kriminalisie-
rung: ,Wenn wohnungslose Menschen zum Beispiel in einem Busch
auf Toilette gehen, weil sie keine andere Moglichkeit haben, dann ist
das eine Ordnungswidrigkeit.“°

Es zeigt sich eine weitreichende und vielschichtige Kriminalisierung
obdachloser Menschen:

»Viele Wohnungslose haben wegen Delikten, die mit ihrem un-
mittelbaren Uberleben im Zusammenhang stehen, ein oft langes
Vorstrafenregister und missen im Wiederholungsfall mit immer
hoherem Strafmal’ rechnen, weil Gerichte in Wiederholungstat-
bestianden in der Regel Unbelehrbarkeit unterstellen, statt die
Ausweglosigkeit der Lebenssituation dieser Menschen zu erken-
nen,“!

b) Kriminalisierung aufgrund von § 265a StGB

Im Rahmen dieses Policy Papers ist hier vor allem das Fahren ohne
Fahrschein von Bedeutung. Dieses wird nach § 265a StGB (Erschlei-
chen von Leistungen) als Straftat verfolgt.

In der Praxis wird Fahren ohne Fahrschein zundchst mit einem er-
héhten Beférderungsentgelt von (zurzeit) 60 Euro? geahndet. Kann
dieser Betrag, wie haufig bei armutsbetroffenen, insbesondere ob-
dachlosen Menschen, nicht gezahlt werden, folgt typischerweise ein
Strafverfahren, das mit Geldstrafe endet. Bei weiterer Zahlungsun-
fahigkeit droht schlieBlich eine Ersatzfreiheitsstrafe. Es gibt einige
Initiativen, die sich aus diesem Grund fiir eine Entkriminalisierung

10 Kalarickal 2025, o.S.
11 Rohrmann 2016, S. 805
12 Sjehe § 9 Abs. 2 BefBedV.



durch Streichung des § 265a StGB, etwa durch Herabstufung zur Ord-
nungswidrigkeit, einsetzen.

Eine bloRe Entkriminalisierung greift jedoch zu kurz: Das zugrunde-
liegende Problem, die fehlende finanzielle Méglichkeit, ein Ticket zu
erwerben, sowie Vertragsstrafen privater Verkehrsbetriebe bleibt
bestehen. Demgegeniiber setzt ein kostenfreier OPNV fiir obdach-
lose Menschen unmittelbar bei der Ursache an: Er beseitigt die fi-
nanzielle Zugangshirde vollstandig und ermoglicht dieser besonders
vulnerablen Gruppe eine diskriminierungsfreiere Nutzung des 6f-
fentlichen Verkehrs.

3. Kostenloser OPNV als Chance fiir eine besonders be-
drohte Gruppe

Die widrigen Lebensbedingungen auf der Strae und damit einher-
gehende Stigmatisierung und Kriminalisierung verletzen den An-
spruch auf ein menschenwiirdiges Existenzminimum, der durch die
Menschenwiirde (Art. 1 Abs. 1 GG) in Verbindung mit dem Sozial-
staatsprinzip aus Art. 20 Abs. 1 GG gewdhrt werden muss. Darunter
fallt ein Anspruch auf Nahrung, Kleidung, Hausrat, Unterkunft Hygi-
ene und Gesundheit als Mindestmal® an physischer Existenz, aber
auch ein Mindestmal} an gesellschaftlicher, kultureller und politi-
scher Teilhabe.**

Der Zugang zum OPNV kann zur Wiedereingliederung obdachloser
Menschen beitragen und damit ein Weg sein, den beschriebenen
Kreislauf von Ausgrenzung und Kriminalisierung zu durchbrechen. So

13 Sjehe z.B. die Initiative Freiheitsfond in Berlin: https://www.ndr.de/nach-
richten/hamburg/wegen-schwarzfahren-ins-gefaengnis-initiative-fordert-
gesetzesaenderung,schwarzfahren-120.html (Zugriff: 14.06.2026)

14 ygl. BVerfG, Urt. v. 9.02.2010, 125, 175.
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ist Mobilitdt entscheidend dafiir, inwieweit gesellschaftliche Teil-
habe moglich ist: ob zum Beispiel Angebote wahrgenommen werden
kénnen, die nicht nur die unmittelbaren korperlichen Bedirfnisse er-
fillen, sondern auch Angebote, die helfen, aus der Wohnungslosig-
keit herauszufinden.

Was es bedeuten kann, Mobilitat fiir obdachlose Menschen zugang-
licher zu machen, zeigte die Einflihrung des 9€ Tickets:

“Plotzlich waren Menschen ohne Wohnung in der Lage, ihre so-
zialen und auch familidaren Kontakte in anderen Stadten und Ort-
schaften wiederaufzunehmen und damit eine gewisse Riickkehr
in ihr soziales Umfeld zu erreichen. [...] Und dass [sic!] Alles [sic!],
ohne entscheiden zu missen, esse ich oder fahre ich? Oder esse
ich und riskiere, beim Schwarzfahren erwischt zu werden.”*®

4. Kostenloser OPNV als Chance fiir die Gemeinde Re-
gensburg

Auch fir die gesamte Stadtgemeinschaft konnte er einen grofRen
Mehrwert bedeuten. Stadtpolitische Bemiihungen'®, zeigen, dass
eine Entlastung des Bahnhofsumfelds fiir die Gemeinde Regensburg
von Interesse ist. Der Aufenthaltsdruck im Bahnhofsviertel ist bei-
spielsweise fir obdachlose Menschen gerade deshalb so grof, da
Anlaufstellen wie Konsumorte und andere Einrichtungen teilweise in
groRer Entfernung liegen und fiir Betroffene daher gar nicht oder nur
unter gesundheitlichen Risiken zu erreichen sind. Ein kostenloser
OPNV wire ein Weg, diese Mobilitits-Barriere abzubauen und damit

15 SwM-eV 2024b, o.S.
16 7.B. durch die Initiative Gemeinsam stark fiir Regensburg, oder das Pro-
jekt KeplerPlus.
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auch im Sinne stadtpolitischer Interessen zu einer Entlastung des
Bahnhofsviertels beizutragen.

Auch fiir Staatsanwaltschaft und Polizei wiirde die Etablierung eines
kostenlosen OPNVs fiir obdachlose Menschen eine Entlastung dar-
stellen, denn die Verfolgung von Versto3en gegen § 265a StGB bin-
det erhebliche Ressourcen bei Verkehrsunternehmen, Verwaltung,
Polizei und Justiz. Der Wegfall der Verfahren unter § 265a StGB, die
gegen obdachlose Menschen gefiihrt werden, wiirde daher also
nicht nur die Kriminalisierung Betroffener mindern, sondern gleich-
zeitig auch staatliche Institutionen entlasten und Kapazitaten freiset-
zen, die an anderer Stelle effizienter eingesetzt werden kdnnten.

Zusammenfassend wird deutlich, dass sowohl obdachlose Menschen
als besonders vulnerable Gruppe, als auch die Stadtgemeinschaft in
Regensburg allgemein von einem verbesserten Zugang zu Mobilitat
profitieren. Das konnte durch eine fir obdachlose Menschen unent-
geltliche Nutzung des OPNV erreicht werden. Damit die eingangs an-
gesprochenen Handlungsansatze zur Umsetzung dieses Vorhabens
sinnvoll diskutiert werden kénnen, erfolgt zunachst ein kurzer Abriss
der einschlagigen rechtlichen Grundlagen.

[I. Rechtliche Rahmenbedingungen

Die Beschrdankung der Unentgeltlichkeit auf eine bestimmte Perso-
nengruppe wirft die verfassungsrechtliche Frage auf, ob das allge-
meine Recht auf Gleichbehandlung gewahrt wird.

1. Verfassungsrechtliche Bedenken einer Beschrankung
auf obdachlose Menschen

Die Beschriankung einer unentgeltlichen Nutzung des OPNV auf ob-
dachlose Menschen ist am allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3



Abs. 1 Grundgesetz (GG) zu messen. Dieser gibt vor, wesentlich Glei-
ches gleich und wesentlich Ungleiches ungleich zu behandeln, soweit
dies den Anforderungen der Gerechtigkeit genligt. Eine Verletzung
des Grundrechts liegt insbesondere dann vor, wenn vergleichbare
Personengruppen ohne hinreichenden sachlichen Grund unter-
schiedlich behandelt werden.”

Hier wire die Vergleichsgruppe andere OPNV-Nutzer*innen. In der
Gruppe aller OPNV-Nutzenden wiirden obdachlose Menschen von
der Pflicht zur Zahlung eines Fahrpreises befreit, wahrend andere
Fahrgaste ein Ticket erwerben und die Kosten tragen mussten. Da
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts eine Un-
gleichbehandlung nicht nur in der Auferlegung von Belastungen,
sondern ebenso in der Vorenthaltung oder ungleichen Verteilung
staatlicher Beglinstigungen liegen kann,*® stellt dieser Umstand eine
nachteilige Ungleichbehandlung dar.

Die Ungleichbehandlung kann jedoch verfassungsrechtlich gerecht-
fertigt werden. Denn Art. 3 Abs. 1 GG verbietet nicht jede Differen-
zierung, sondern verlangt lediglich, dass diese auf sachlichen Griin-
den beruht, die in einem angemessenem Verhaltnis zu Ziel und Aus-
maR der Ungleichbehandlung stehen.?®

Ein solcher Sachgrund ist die besondere soziale Lage obdachloser
Menschen. Obdachlosigkeit geht regelmaRig mit extremer finanziel-
ler Bedlirftigkeit, sozialer Exklusion sowie erheblichen Zugangsbarri-
eren zu staatlichen und gesellschaftlichen Unterstiitzungsangeboten
einher.?’ Mobilitat besitzt fir obdachlose Menschen eine besondere

17 BVerfG Urt. v. 22.5.2018, 1 BvR 1728, Rn. 74; Schmidt/Ahrendt in: ErfK
GG, Art. 3Rn. 14.

18 BVerfG, Urt. V. 17.12.2014, 1 BvL 21/21, Rn. 121; Jarass in: Jarass/Pieroth
GG, Art. 3 Rn. 14.

19 BVerfG, Urt. v. 14.1.2025, 1 BvR 548/22, Rn. 117.

20 Sjehe oben unter I. 2. Lebensrealititen obdachloser Menschen.
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Bedeutung, da sie haufig Voraussetzung fir die Wahrnehmung ele-
mentarer Rechte und die Inanspruchnahme existenzsichernder Hil-
fen ist. Die Situation obdachloser Menschen unterscheidet sich da-
her wesentlich von derjenigen nicht-obdachloser OPNV-Nutzer*in-
nen. Vor diesem Hintergrund verfligt der Gesetzgeber Uber einen
Gestaltungsspielraum bei der Entscheidung, ob und in welcher
Weise er besondere soziale Harten durch begiinstigende MaRnah-
men ausgleicht.?!

Die aus Art. 3 Abs. 1 resultierenden Anforderungen reichen ,,je nach
Regelungsgegenstand und Differenzierungsmerkmalen (...) vom blo-
Ben Willkiirverbot bis zu einer strengen Bindung an Verhdltnismdfig-
keitserfordernisse.“*

Zwar ist bei Ungleichbehandlungen von Personengruppen grund-
satzlich ein strengerer Prifungsmalstab anzulegen. So erhoéht sich
die Intensitat der verfassungsgerichtlichen Kontrolle insbesondere
bei Differenzierungen, die an personenbezogene Merkmale anknip-
fen und den Diskriminierungsmerkmalen des Art. 3 Abs. 3 GG nahe-
kommen. Eine strengere Priifung erfolgt aulRerdem, wenn die Rege-
lung die Austbung grundrechtlich geschitzter Freiheiten anderer
Personen erheblich beeintrachtigt.?® Beides liegt hier jedoch nicht
nahe. Die Beglinstigung obdachloser Menschen schrankt die Frei-
heitsrechte nicht-obdachloser OPNV-Nutzer*innen nicht ein, son-
dern dient dem Abbau bestehender sozialer Benachteiligungen und
der Forderung tatsachlicher Teilhabe.

Es genligt daher eine Priifung am MaRstab des Willkiirverbots. Die
Ungleichbehandlung ist dann als willkiirlich anzusehen, wenn ,,der

21 ygl. Jarass in: Jarass/Pieroth GG Art. 3 Rn. 77.

22 BVerfG, Beschl. v. 23. 7. 25, 2 Bvl 19/14, Rn. 70; Jarass in: Jarass/Pieroth
GG Art. 3 Rn. 20.

2 Schmidt / Ahrendt in: ErfK GG, Art. 3 Rn. 24-26.
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geregelte Sachverhalt nicht mehr mit einer am Gerechtigkeitsgedan-
ken orientierten Betrachtungsweise vereinbar ist, wo also ein ein-
leuchtender Grund fiir die gesetzliche Differenzierung fehlt.“** Die
Ungleichbehandlung verfolgt hier das legitime Ziel, gesellschaftliche
Teilhabe zu ermoglichen und den Zugang zu grundlegenden Leistun-
gen wie Behérden, medizinischer Versorgung, Beratungsangeboten
oder Notunterkiinften sicherzustellen. Daher erscheint die Beglinsti-
gung obdachloser Menschen bei der Gewahrung von kostenlosem
OPNV nicht willkirlich.

Dies wird zusatzlich durch die sozialstaatliche Dimension des Gleich-
heitssatzes — erganzt durch das Sozialstaatsprinzip des Art. 20 GG -
gestltzt. Danach ist der Staat gehalten, gravierende Unterschiede in
den tatsachlichen Lebensverhaltnissen zu bericksichtigen und ihnen
gegebenenfalls durch differenzierende Regelungen Rechnung zu tra-
gen.” Die gezielte Férderung obdachloser Menschen kann daher als
Ausdruck einer verfassungsrechtlich legitimen sozialpolitischen Aus-
gleichsfunktion verstanden werden.

Das steht zudem im Einklang mit sozialrechtlichen Beglinstigungen
im Bereich der Mobilitdt. So sieht § 228 SGB IX fir bestimmte
schwerbehinderte Menschen eine unentgeltliche Beférderung im
OPNV vor. Das Bundesverfassungsgericht hat solche zielgruppenspe-
zifischen Mobilitatsverglinstigungen als legitimen Bestandteil sozial-
staatlicher AusgleichsmaBnahmen anerkannt.?® Vergleichbares gilt
fir kommunale Sozialpdsse und andere zielgruppenspezifische Er-
mafigungen im Bereich 6ffentlicher Leistungen.

Im Ergebnis sind daher keine durchgreifenden verfassungsrechtli-
chen Bedenken gegen eine auf obdachlose Menschen beschriankte

24 Jarass in: Jarass/Pieroth GG Art. 3 Rn. 23; BVerfG, Beschl. v. 29.3.2017, 2
BvL 6/11, Rn. 101.

25 Schmidt / Ahrendt in: ErfK GG, Art. 3 Rn. 11.

26 \gl. BVerfG, Beschl. v. 5.3.2018 — 1 BvR 2926/14.
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unentgeltliche Nutzung des OPNV erkennbar. Die damit verbundene
Ungleichbehandlung anderer Fahrgaste ist durch die besondere so-
ziale Lage obdachloser Menschen sowie das legitime Ziel der Forde-
rung gesellschaftlicher Teilhabe sachlich gerechtfertigt.

2. OPNV-Regelungen

Nun fragt sich, wie ein kostenloser OPNV konkret zu gestalten wire.
Bundesrechtlich sind das Personenbeférderungsgesetz (PBefG) und
das Regionalisierungsgesetz (ReG) fiir die Regelung des 6ffentlichen
Personennahverkehrs wichtig. Fir die ndhere Ausgestaltung sind je-
doch die Lander zustandig, wobei der OPNV in Bayern durch das Ge-
setz iber den Personennahverkehr in Bayern (BayOPNVG) geregelt
ist. Nach Artikel 1 der OPNV ist

“die allgemein zugéngliche Beférderung von Personen mit Ver-
kehrsmitteln im Linienverkehr, die liberwiegend dazu bestimmt
sind, die Verkehrsnachfrage im Stadt-, Vorort- oder Regionalver-
kehr zu befriedigen.”

Unterschieden wird in den allgemeinen éffentlichen Personennah-
verkehr (OPNV) und den Schienenpersonennahverkehr (SPNV). Das
Policy Paper bezieht sich aufgrund der Infrastruktur in Regensburg
ausschlieRlich auf den OPNV.

Artikel 2 BayOPNVG bestimmt die Ziele des OPNV: Er soll als Teil der
Daseinsvorsorge insbesondere auch der Herstellung und Sicherung
gleichwertiger Lebensbedingungen dienen. Diese Zielsetzung steht
im Einklang mit der erwdhnten verfassungsrechtlich legitimierten
Begiinstigung obdachloser OPNV-Nutzer*innen, da auch diese der
Herstellung gleichwertiger Lebensbedingungen dienen soll. Die Be-
reitstellung von OPNV soll zudem unter Beriicksichtigung des Grund-
satzes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit?” auf die Bediirfnisse

27 Zum Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit siehe niher unter
Il. 5. Finanzverfassungsrechtliche Vorgaben.
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der Bevolkerung und die Erfordernisse des ortlichen Verkehrs ausge-
richtet sein, so Art. 5 BayOPNVG.

Der zweite Abschnitt des Gesetzes regelt die Aufgabenverantwor-
tung: Die Planung, Organisation und Sicherstellung des OPNV obliegt
in Bayern den Landkreisen und kreisfreien Gemeinden als Aufgabe
im eigenen Wirkungskreis. Fur die Erflllung dieser Aufgaben sollen
sie sich nach Art. 8 BayOPNVG privater Verkehrsunternehmen bedie-
nen.

Die Artikel 19 ff. BayOPNVG treffen Regelungen zur Finanzierung.
Grundsatzlich sind Kostendeckungsfehlbetrage®, etwa durch die Ge-
wiahrung von unentgeltlichem OPNV fiir eine bestimmte Personen-
gruppe, durch die Gemeinden bzw. Landkreise selbst zu tragen (Art.
19 Abs. 1 S. 1). Insoweit werden insbesondere kommunalrechtliche
Regelungen relevant.

3. Kommunalrechtliche Regelungen

Die kommunale Ebene adressieren wir, weil dieser als , demokrati-
sche Keimzelle” eine verfassungsrechtlich geschiitzte Selbstverwal-
tungsgarantie zukommt und ein unentgeltlicher OPNV in diesem
Rahmen umgesetzt werden kann.

28 Art. 25 BayHO: Der UberschuR oder der Fehlbetrag ist der Unterschied
zwischen den tatsachlich eingegangenen Einnahmen (Ist-Einnahmen) und
den tatsachlich geleisteten Ausgaben (Ist-Ausgaben) zuzliglich des Unter-
schieds zwischen den aus dem Vorjahr (ibertragenen und den in das kom-
mende Jahr zu Gbertragenden Einnahme- und Ausgaberesten.
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a) Grundsatz: die Selbstverwaltungsgarantie der Gemein-
den

Grundlegend statuiert Art. 28 Abs. 2 GG die Selbstverwaltungsgaran-
tie der Gemeinden; in Bayern enthalten Art. 10 und Art. 11 der Lan-
desverfassung die landesspezifische Ausgestaltung. Gemeinden sind
eigenverantwortlich agierende und mit eigenen Kompetenzen aus-
gestaltete Selbstverwaltungskorperschaften des 6ffentlichen Rechts
und damit Teil der Exekutive.?® Sie sollen im Rahmen ihrer eigenver-
antwortlichen Aufgabenerfiillung ihren Birger*innen eine Identifi-
kationsmoglichkeit geben.

Ausgestaltet wird kommunale Selbstverwaltungsgarantie durch das
“Kommunalverfassungsrecht” der jeweiligen Lander.3® In Bayern ge-
héren dazu die Bayerische Gemeindeordnung (GO), die Bayerische
Landkreisordnung (LKrO) und die Bayerische Bezirksordnung. Da die-
ses Policy Paper sich auf die Umsetzung in der Stadt Regensburg be-
zieht, wird allein auf die GO als einschlagige Gesetzesgrundlage Be-
zug genommen.

b) Kostenloser OPNV als ,Soll-Aufgabe” im eigenen Wir-
kungskreis?

Als Gemeinde (Art. 1 S. 1i. V. m. Art. 3 Abs. 1 GO) hat die Stadt Re-
gensburg gemaR Artikel 11 Abs. 2 BayVerf das Recht, ihre eigenen
Angelegenheiten selbst zu ordnen und zu verwalten; dies ist der ,,ei-
gene Wirkungskreis der Gemeinden” (vgl. Art. 83 Abs. 1 BayVerf).

Art. 7 GO verweist auf Art. 83 Abs. 1 BayVerf: Der eigene Wirkungs-
kreis bezeichnet hiernach alle Angelegenheiten der ortlichen Ge-
meinschaft. Damit knlpft Art. 7 GO an Art. 28 Abs. 2 GG an, wo die

29 Art. 11 Abs 2 BayVerf; Mehde in: Maunz/Diirig, Art. 28 Rn. 151.
30 Mehde in: Maunz/Diirig, Art. 28 Rn. 168.
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“Angelegenheiten der ortlichen Gemeinschaft” genannt sind. Um-
fasst sind hiervon:

»diejenigen Bediirfnisse und Interessen, die in der ortlichen Ge-
meinschaft wurzeln oder auf sie einen spezifischen Bezug haben,
die also den Gemeindeeinwohnern als solchen gemeinsam
sind.”3!

Sachlich gehort ,,das Handeln der Gemeinde im Zusammenhang mit
der Obdachlosenfiirsorge zum eigenen Wirkungskreis der Ge-
meinde."3?

Gefordert ist zudem ein Ortlichkeitsbezug; er ist bei einer 6rtlich be-
grenzten Umsetzung innerhalb des Regensburger Stadtgebiets gege-
ben.

Art. 57 G unterteilt sodann in Pflicht, Soll- und (nicht ausdriicklich
aufgezihlte) freiwillige Aufgaben33, um thematisch einen gewissen
Schwerpunkt bei der Aufgabenerledigung zu setzen.3* Hier I4sst sich
die Gewidhrung eines kostenlosen OPNV fiir obdachlose Menschen
unter die in Art. 57 GO normierten “Sollaufgaben” fassen. Hiernach
sollen die Gemeinden im eigenen Wirkungskreis insbesondere

,in den Grenzen ihrer Leistungsfédhigkeit die éffentlichen Einrich-
tungen schaffen und erhalten, die nach den értlichen Verhdltnis-
sen fiir das [...] soziale [...] Wohl und die Férderung des Gemein-
schaftslebens ihrer Einwohnerinnen und Einwohner erforderlich
sind, insbesondere Einrichtungen zur Aufrechterhaltung |[...] des
offentlichen Verkehrs, [...] [und] der éffentlichen Wohlfahrts-

pflege.”

31 BVerfG, Beschl. v. 18.5.2004, 2 BvR 2374/99, Rn. 135.
32 yGH Miinchen, Urt. V. 28.06.1993, 21 B 92.3126.

3 vgl. Art. 7 GO.

34 Retzman in: BeckOK GO, Art. 57 Rn. 3.
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Das soziale Wohl Ildsst sich als praktische Realisierung des Sozial-
staatsprinzips auf kommunaler Ebene verstehen. Den Einwohner*in-
nen soll in der ortlichen Gemeinschaft geholfen werden, wenn sie
sich aus eigener Kraft nicht angemessen versorgen kdnnen. Das ist
bei obdachlosen Menschen der Fall: Sie kdnnen die erforderlichen
Kosten eines OPNV-Tickets wie dargelegt oft aus eigener Kraft nicht
erbringen, obwohl ein Zugang zu Mobilitat flr sie von besonders gro-
Rer Bedeutung fiir eine angemessene Lebensfihrung ist. Die Einflh-
rung eines kostenlosen OPNV ist daher eine zielfiihrende MaR-
nahme, um obdachlosen Menschen mehr gesellschaftliche Teilhabe
zu ermoglichen und so ihr soziales Wohl und das Gemeinschaftsle-
ben der Einwohner*innen insgesamt zu fordern.

Sofern die Umsetzung mittels einer Ausgleichszahlung an den jewei-
ligen Verkehrsverbund erfolgt, ist ein gebiihrenfreier OPNV als Be-
triebsform einer 6ffentlichen Einrichtung einzuordnen.®

Der unentgeltliche OPNV fiir obdachlose Menschen muss allerdings
auch erforderlich sein, d.h. mehr als nur sinnvoll oder hilfreich.3®
Auch dies lasst sich aus unserer Sicht hinsichtlich der prekaren finan-
ziellen Situation obdachloser Menschen und ihrer Notwendigkeit der
Nutzung von OPNV zur Befriedigung menschlicher Grundbediirf-
nisse, sowie den stadtpolitischen Bemihungen um die Veranderung
der Situation des Bahnhofsgebiet der Gemeinde Regensburg ¥ beja-

35 Eine Einrichtung ist eine Gesamtheit von Personal- und Sachmitteln zur
Erfallung eines bestimmten Zwecks, sie ist dann 6ffentlich, wenn sie einem
offentlichen Zweck gewidmet ist. Der RVV als Kommunalunternehmen iSv
Art. 86 ff. GO ist eine 6ffentliche Einrichtung. Zudem besteht keine reine
Beschrankung auf 6ffentliche Unternehmen, allerdings muss bei Forderung
Dritter der Gleichheitsgrundsatz beachtet werden (Retzman in: BeckOK GO,
Art. 57 Rn. 20).

36 Retzman in: BeckOK GO, Art. 57 Rn. 21.

37 Siehe I. 2. und I. 3.
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hen. Es ware Gemeinden somit moglich, die Gewahrung eines unent-
geltlichen OPNV als “Soll-Aufgabe” im Sinne von Art. 57 GO zu prio-
risieren.

Der Gemeindevertretung steht zur Erforderlichkeit einer MaBnahme
allerdings ein Beurteilungsspielraum zu. Insbesondere sind die zu er-
greifenden Mallnahmen gedeckelt durch die Leistungsfahigkeit der
Gemeinde. Kurz gesagt: Die Gemeinde muss nicht mehr machen, als
sie mit ihrer Finanz- und Verwaltungskraft sinnvollerweise leisten
kann.3®

c) Derinnergemeindliche Umsetzungsprozess

Die Einfiihrung eines kostenlosen OPNV fiir obdachlose Menschen
ist der Gemeinde Regensburg also in Auslibung ihres Selbstverwal-
tungsrechts moglich; es braucht allerdings einen Umsetzungsbe-
schluss durch die Stadtverwaltung.

Grundsatzlich erfolgt die Verwaltung durch den Gemeinderat (Art.
29 GO), auBer der* die (Ober-) Burgermeister*in entscheidet selbst.
Eine selbststandige Zustandigkeit ist vor allem bei , laufenden Ange-
legenheiten” gegeben (vgl. Art. 37 GO). Gemeint sind Angelegenhei-
ten, die fur die Gemeinde keine grundsatzliche Bedeutung haben
und keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen.

Von einer selbststdandigen Zustandigkeit ist bei der Einfihrung eines
unentgeltlichen OPNVs im Wege einer Ausgleichszahlung an den zu-
standigen Verkehrsverbund nicht auszugehen. Die Gemeinde ver-
pflichtet sich gegeniiber diesem finanziell. Also muss die Umsetzung
des kostenlosen OPNV vom Gemeinderat beschlossen werden.

Denkbar ist auBerdem die Moglichkeit einer Biirgerinitiative unter
den in Art. 18a GO vorgesehenen Voraussetzungen. In diesem Fall

38 Retzman in: BeckOK GO, Art. 57 Rn. 27.
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entscheiden die Biirger*innen anstelle des Gemeinderats (mit der
Bindungswirkung des Art. 18a Abs. 13 GO).* So hat die Gemeinde
Heiligenhafen in Schleswig-Holstein den kostenlosen OPNV (wenn
auch aus anderen Beweggriinden) umgesetzt.*

4. Unionsrechtliche Vorgaben einer Tarifiibernahme
durch die Kommune

Die hier angestrebte Umsetzung soll durch eine Ausgleichszahlung
an das ortliche Verkehrsunternehmen (in Regensburg der Regens-
burger Verkehrsverbund RVV) erfolgen. Diese kommunale Finanzie-
rung greift in den Verkehrsmarkt ein. Deshalb miissen die Vorgaben
des Wettbewerbsrechts, insbesondere des europdischen Beihilfe-
und Vergaberechts eingehalten werden.

a) Der offentliche Dienstleistungsauftrag als Regelinstru-
ment

Ahnlich wie bei Sozialtickets** oder bei der Befreiung von bestimm-
ten Nutzer*innengruppen wie Schiiler*innen, Auszubildenden oder
Schwerbehinderten von einer Zahlungspflicht kdnnte die Umsetzung
eines kostenlosen OPNV fiir obdachlose Menschen im Wege einer
sogenannten Tarifersatzleistung erfolgen.*> Gemeint ist damit, dass

39 Barth in: BeckOK GO, Art. 30 Rn. 23.

40 Siehe hierzu: https://www.xn--brgerfrheiligenhafen-pecf.de/Stadtver-
kehr und https://www.ndr.de/nachrichten/schleswig-holstein/Kostenlo-
ser-OePNV-in-Heiligenhafen-startet-erfolgreich,heiligenhafen368.htmi
(Zugriff: 14.06.2026).

41 Siehe hier zum Beispiel der aus Eigenmitteln finanzierte Sozialpass in
Minchen oder die in Mannheim und Heidelberg aus Eigenmitteln finanzier-
ten, vergiinstigten OPNV-Zeitkarten fiir Empfanger*innen von Leistungen
nach SGB II, SGB XIl und AsylblG: FoPS 2021, S. 52.

42 Randelhoff, 2018 0.S.

19


https://www.bürgerfürheiligenhafen.de/Stadtverkehr
https://www.bürgerfürheiligenhafen.de/Stadtverkehr
https://www.ndr.de/nachrichten/schleswig-holstein/Kostenloser-OePNV-in-Heiligenhafen-startet-erfolgreich,heiligenhafen368.html
https://www.ndr.de/nachrichten/schleswig-holstein/Kostenloser-OePNV-in-Heiligenhafen-startet-erfolgreich,heiligenhafen368.html

der Staat die entgangenen Ticketeinnahmen, die theoretisch durch
Ticketkaufe von der beglinstigten Personengruppe generiert worden
wadren, kompensiert. Im Falle der genannten Nutzer*innengruppen
ist diese Tarifausgleichspflicht groRtenteils bundesgesetzlich gere-
gelt.?®

Der Mechanismus funktioniert ohne bundesgesetzliche Regelung auf
kommunaler Ebene genauso: Der 6ffentliche Dienstleistungsauftrag
(6DA) bildet den rechtlichen und finanziellen Rahmen, um Verkehrs-
unternehmen fiir die Erbringung unentgeltlicher bzw. stark verglins-
tigter OPNV-Angebote auszugleichen.

Der 6Da ist in Artikel 3 Abs. 1 der europaischen Verordnung (EG) Nr.
12370/2007 geregelt:

“Gewdhrt eine zustindige Behérde dem ausgewdhlten Betrei-
ber ausschliefliche Rechte und/oder Ausgleichsleistungen gleich
welcher Art fiir die Erfiillung gemeinwirtschaftlicher Verpflich-
tungen, so erfolgt dies im Rahmen eines 6ffentlichen Dienstleis-
tungsauftrags.”

Alternativ ist auch eine Regelung durch eine Allgemeine Vorschrift
moglich (Art. 3 Abs. 2 VO 1370/2007) mit dem Unterschied, dass
nicht ein bestimmtes Verkehrsunternehmen, sondern alle Verkehrs-
unternehmen im Stadtgebiet adressiert werden. Das kann sich vor
allem dann anbieten, wenn auch private Subunternehmen oder
Uberregionale Verkehrsunternehmen Linien bedienen.

Dass es sich bei der Verpflichtung zur kostenlosen Beférderung be-
stimmter Personengruppen um eine gemeinwirtschaftliche Ver-
pflichtung mit der Folge einer Ausgleichszahlung fiir die mit der Ver-
pflichtung verbundenen Kosten handelt, hat der Gerichtshof der EZ
(EuGH) bereits festgestellt.** In der Entscheidung ging es um Kinder

43 Fiir Schwerbehinderte in den §§ 145 ff. SGB IX, fir den Ausbildungsver-
kehr in § 45a PBefG und § 6a AEG.
4 EuGH, Urt. V. 8.9.2022 — C-614/20.
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im Vorschulalter und bestimmte Personengruppen mit Behinderun-
gen. Die Kernaussage lasst sich auf obdachlose Menschen {ibertra-
gen.

Artikel 8 Abs. 3 BayOPNVG legt fest, dass die Aufgabentriager*innen
fuir den allgemeinen OPNV zugleich die zustdndige Behérde im Sinne
der Verordnung sind. Wie zu den OPNV-Regeln festgestellt, sind das
die Landkreise und Gemeinden im eigenen Wirkungskreis. Die Kom-
mune verpflichtet also den ausgewdhliten Betreiber, also das jewei-
lige Verkehrsunternehmen.

Zu beachten ist dann, dass der Anwendungsbereich von Art. 3 der
VO auf den tariflichen Bereich beschrankt ist. Die Kommune kann
also lediglich bestimmte Tarifvorgaben ausgleichen. Die Vorgabe
konnte dann lauten, bestimmte (oder auch alle) Einwohner*innen
zum Nulltarif zu beférdern.*® Die durch den Entfall der reguliren
Fahrgeldeinnahmen beim Unternehmen entstehende Finanzie-
rungsliicke zahlt dann wiederum die Kommune durch 6ffentliche Zu-
schisse.

In den Artikeln 4 ff. der Verordnung werden weitere beihilfe- und
vergaberechtliche Zuldssigkeitsvoraussetzungen eines solchen Zu-
schusses geregelt. Insbesondere muss die Ausgleichsleistung die po-
sitiven oder negativen finanziellen Auswirkungen auf die Kosten und
Einnahmen, die auf die festgelegte Verpflichtung zuriickzufiihren ist,
beriicksichtigen, ohne eine Uberkompensation zu bewirken. Das gilt
insbesondere fiir das Verhaltnis zu regionalen Partnern, zum Beispiel
innerhalb desselben Landkreises: Die Mindereinnahmen missen so

4> Vgl. Grundlagenuntersuchung ,Instrumente zur Drittnutzerfinanzierung
fiir den OPNV in Baden-Wiirttemberg” 2016, S. 53.
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ausgeglichen werden, dass eine Verzerrung der Einnahmeaufteilung
verhindert wird.*

Die Parameter, anhand derer die Ausgleichsleistungen berechnet
werden, sind in objektiver und transparenter Weise vorab festzule-
gen (vgl. Art. 4 Abs. 1 lit. b)).*’

b) Vergaberechtliche Besonderheiten bei kommunalen
GmbHs

Grundsatzlich unterliegen 6DAs der Ausschreibungspflicht. Nach
dem allgemeinen Vergaberecht kénnen 6ffentliche Verkehrsdienste
allerdings selbst erbracht oder ohne Ausschreibung einem ,,internen
Betreiber” Uibertragen werden (sog. Inhouse-Vergabe). Artikel 5 der
VO bestimmt insoweit ein eigenes Regime fiir die Vergabe von 6DAs.
Die Details der Abgrenzung der Anwendung von Art. 5 VO und dem
allgemeinen Vergaberecht sind umstritten; hier erfolgt nur ein Uber-
blick.*®

Fiir sogenannte Bruttovertrage, also Vertrage, bei denen der Betrei-
ber grundsatzlich kostendeckende Ausgleichsleistungen erhalt und
kein wirtschaftliches Risiko tragt (hiervon ist bei der Ausgleichszah-
lung auszugehen), gilt der Vorrang des allgemeinen Vergaberechts.

46 Welche Risiken einer Verschiebung genau entstehen (Verfilschung des
Aufteilungsschlissels, Einnahmeverluste bei verbundweiten Tickets oder-
nachfrageinduzierte Kapazitatskosten) hiangt im Detail davon ab, wie die Ti-
cketvergabe genau ablduft (siehe unter Ill.), weshalb im Rahmen des Policy
Papers nicht im Detail darauf eingegangen wird. Naher hierzu: Monheim,
2012 0.5 und Gehrke/GroR, 2024, o.S.

47 Mietzsch in IR 2026, S. 28; siehe im Detail Knauff in Immenga/Mestmi-
cker, Art. 4 Rn. 203 ff.

48 Naher siehe Knauff in: Immenga/Mestmicker, Art. 5 Rn. 268 ff.
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Hier ist eine Inhouse-Vergabe nach den Vorgaben des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschrankungen (GWB) zulassig.

Die wesentlichen Voraussetzungen werden in § 108 GWB geregelt.
Dessen Abs. 1 Nr. 2 Var. 1i.V.m. Abs. 2 S. 1 schreibt ein Kontrollkri-
terium vor: Der Auftraggeber muss gegentiiber der juristischen Per-
son, an die der Auftrag vergeben wird, eine ,dhnliche Kontrolle wie
tiber seine eigene Dienststelle” ausiiben.*

Weiter vorausgesetzt wird ein Wesentlichkeitskriterium. Danach
muss die juristische Person, an die vergeben wird, mindestens 80%
ihres Umsatzes im Rahmen von Tatigkeiten erzielen, die ihr Gbertra-
gen wurden und die sie fur den Auftraggeber ausfihrt. AuRerdem
dirfen grundsatzlich keine direkten privaten Kapitalbeteiligungen an
dem Betreiberunternehmen bestehen.

Wenn es sich beim beauftragten Betreiber um einen Eigen- oder Re-
giebetrieb handelt, sind diese Kriterien erfllt. Schwieriger sind Ver-
trage bzw. 6DA mit einem ,6ffentlichen Unternehmen” mit eigener
Rechtspersonlichkeit zu berurteilen, wie zum Beispiel der kommuna-
len GmbH.>® Hier wahlt die Gemeinde zur Erfullung ihrer 6ffentlich-
rechtlichen Aufgaben eine private Rechtsform. Dann kann von einem
ausreichenden Kontrollniveau und damit der Zuldssigkeit der Direkt-
vergabe ausgegangen werden, wenn der offentliche Auftraggeber,
also die Gemeinde, Alleingesellschafterin der GmbH ist.>! Das ergibt
sich zum einen aus § 37 GmbHG, nach dem die Gesellschafterver-
sammlung dem Geschiftsfihrer Weisungen erteilen kann.>? Es
ergibt sich zum anderen aus Art. 92 Abs. 1 GO, der vorschreibt, dass

4 piinder/Klafki in: Vergaberecht, GWB § 108 Rn. 8.

50 Ebd GWB § 108 Rn. 2 f.; zur Unterscheidung von Eigenbetrieb, Regiebe-
trieb und kommunalem Unternehmen siehe: Altmeppen, Holger; Die Ein-
flussrechte der Gemeindeorgane in einer kommunalen GmbH, in: NJW
2003, Heft 36 S. 2561-2567.

Spreher in Immenga/Mestmécker, Band 4, § 108, Rn. 19.

52 Gurlit in Burgi/Meinrad/Opitz, § 108 Rn. 13.
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gemeindliche Unternehmen in Privatrechtsform nur zuldssig sind,
wenn ein angemessener Einfluss der Gemeinde sichergestellt ist.

Zusammenfassend kann im Fall eines von der Kommune in Eigenge-
sellschaft gefiihrten Verkehrsverbunds ein unentgeltlicher OPNV fiir
obdachlose Menschen im Wege eines direkt vergebenen 6ffentli-
chen Dienstleistungsauftrags umgesetzt werden. Fir eine unions-
rechtliche Zuldssigkeit der Ausgleichszahlung missen die in Art. 4
und Art. 6 der VO geregelten Transparenzgebote und Berechnungs-
modalitaten beachtet werden.

5. Finanzverfassungsrechtliche Vorgaben

Die nach den beihilferechtlichen Vorgaben errechnete Ausgleichs-
zahlung muss auch finanziert werden. Hier sind die Grundsatze des
Finanzverfassungsrechts zu beachten.

Grundsatzlich haben Gemeinden ein Recht auf finanzielle Eigenver-
antwortung. Das ergibt sich aus Art. 28 Abs. 2 S. 3 GG, fur Bayern aus
Art. 83 Abs. 2 S. 2 BayVerf und Art. 22 Abs. 2 BayGO. Die Finanzhoheit
ist demnach ein Teil der Gemeindehoheit, die den Gemeinden das
Recht einrdumt, ihr Finanzwesen im Rahmen der gesetzlichen Best-
immungen selbst zu regeln.

Die Gemeinden sind insbesondere befugt, zur Deckung des fiir die
Erflllung ihrer Aufgaben notwendigen Finanzbedarfs Abgaben nach
Maligabe der Gesetze zu erheben, soweit ihre sonstigen Einnahmen
nicht ausreichen. Damit wird das Recht aus Art. 83 Abs. 2 S. 2
BayVerf, Abgaben zu erheben, zugleich bekraftigt und einge-
schrinkt.>

Art. 22 GO ist keine Rechtsgrundlage fiir die Erhebung von Abgaben.
Vielmehr braucht es konkrete gesetzliche Regelungen. Sie finden

53 Wernsmann/Moser in: BeckOK GO, Art. 22 Rn. 18.
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sich hauptsachlich im bayerischen Kommunalabgabengesetz (KAG).
Genauere Ausgestaltungen und Einschrankungen enthalt auBerdem
die Gemeindeordnung selbst.

In den Art. 61 ff. GO finden sich die allgemeinen Haushaltsgrund-
satze, an die sich die Gemeinde bei der Auslibung ihrer Finanzhoheit
halten muss. Hierzu zahlt insbesondere der Grundsatz der Wirt-
schaftlichkeit und der Sparsamkeit.>* Sparsamkeit setzt voraus, dass
unnodtige Ausgaben vermieden werden sollen. Der Grundsatz der
Wirtschaftlichkeit schreibt vor, dass die Gemeinde auf eine Ausge-
wogenheit zwischen dem verfolgten Zweck und der dafiir eingesetz-
ten Mittel achtet. Ein VerstoR gegen diesen Grundsatz ist allerdings
erst gegeben, wenn das Handeln mit den Grundsatzen verniinftigen
Wirtschaftens vollig unvereinbar ist. Erst dann ist ein Einschreiten
der Rechtsaufsichtsbehorde zuldssig. Die Gemeinde hat insofern ei-
nen weitgehenden Entscheidungsspielraum.>®

Art. 62 GO regelt, dass die Gemeinde Einnahmen aus Steuern erst
erzielen soll, wenn die anderen Madglichkeiten ausgeschopft sind,
und diese nur insoweit erzielen soll, als die anderen Einnahmen nicht
zur Deckung des Finanzbedarfs ausreichen. Dieser Grundsatz der Ein-
nahmebeschaffung ist vor allem fir die rechtliche Zulassigkeit der
unterschiedlichen Finanzierungsmoglichkeiten der Ausgleichszah-
lung von Bedeutung.>®

Zuletzt ist die Gemeinde zur Aufstellung eines Haushaltsplans ver-
pflichtet (Art. 64 GO). Nach den Grundsdtzen der Haushaltswahrheit
und Haushaltsklarheit muss genau zu entnehmen sein, wie viel eine

54 Niher hierzu: Sedlmaier in: BeckOK GO, Art. 61 Rn. 1 ff.

55 VGH Miinchen Urt. v. 21.3.2012 =4 B 11.221, Rn. 29.

%6 Siehe zu den unterschiedlichen Méglichkeiten einer Finanzierung unent-
geltlichen OPNVs ausfiihrlich: Grundlagenuntersuchung ,Instrumente zur
Drittnutzerfinanzierung fiir den OPNV in Baden-Wiirttemberg” 2016.
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politische MalRnahme kostet. Ausgaben sind nach hinreichend be-
stimmten Einzelzwecken zu veranschlagen.>” Das setzt also voraus,
dass die Gemeinde den genau berechneten Einnahmeausfall (also
die zu veranschlagende Hoéhe der Ausgleichszahlung) im laufenden
Haushaltsjahr als echte Ausgabe einplanen und transparent machen
muss.

6. § 67 SGB Xll als ergdnzender Ansatz

Ein anderer Mechanismus zur Gewahrung eines unentgeltlichen
OPNVs fiir obdachlose Personen stellt § 67 SGB XII dar. Die soge-
nannten “67er-Hilfen” gewahren Sozialleistungen, wenn bei Perso-
nen besondere Lebensverhiltnisse vorliegen, die mit sozialen
Schwierigkeiten verbunden sind und diese Schwierigkeiten nicht aus
eigener Kraft tberwunden werden kdnnen.*® Obdachlose Personen
sind eine Hauptzielgruppe dieser Norm.

Allerdings handelt es sich um ein spezielles Hilfsangebot fir kom-
plexe Problemlagen; eine Gewdhrung der Hilfen setzt daher eine in-
dividuelle Bedarfspriifung bei der betroffenen Person voraus. Daher
ist dies ein ergdnzendes Rechtsinstrument, das einzelfallbezogen an-
gewendet werden kann, nicht aber eine Rechtsgrundlage zur Umset-
zung eines generellen kostenfreien OPNVs fiir die gesamte Perso-
nengruppe obdachloser Menschen.

[ll.  Handlungsoptionen fir bayerische Kommunen

Vor dem Hintergrund der rechtlichen Rahmenbedingungen ergeben
sich verschiedene Handlungsansatzet. Das Ziel des Policy Papers ist

57 SedImaier in: BeckOK GO, Art. 64 Rn 23.
58 Bjeback in Flint SGB XlI, § 67 Rn. 3.
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dabei nicht, eine optimale Losung zu identifizieren, vielmehr sollen
unterschiedliche Ansatze diskutiert und abgewogen werden.

1. Wege zu einer langfristig gesicherten Finanzierung

Die Frage nach einem niedrigschwelligen Zugang zum 6ffentlichen
Nahverkehr ist in den vergangenen Jahren verstarkt in den Fokus ge-
sellschaftlicher und politischer Debatten geriickt. Mit dem 9-Euro-
Ticket im Jahr 2022 sowie dem anschlieRenden Deutschlandticket
wurden MaRnahmen geschaffen, die Mobilitat fur breite Teile der
Bevolkerung bezahlbarer machen sollten. Daneben gab es auch ziel-
gruppenspezifische Ansatze, etwa die zeitweise kostenlose Nutzung
des OPNV fiir gefliichtete Menschen aus der Ukraine. Diese Beispiele
verdeutlichen, dass Mobilitdt zunehmend als zentrale Vorausset-
zung gesellschaftlicher Teilhabe verstanden wird und politische Be-
strebungen bestehen, Zugangsbarrieren abzubauen.

Auch vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie obdachlosen
Menschen ein verlasslicher und dauerhafter Zugang zum o6ffentli-
chen Nahverkehr ermoglicht werden kann.

a) Grenzen bisheriger Ansatze

Erste Ansitze zur Umsetzung eines kostenlosen OPNVs fiir obdach-
lose Menschen in Regensburg gab es bereits. So erfolgte eine
Vergabe spendenbasierter Tickets durch Fachkrafte verschiedener
sozialer Einrichtungen Uber die jeweiligen Trager. Die Stiftung Ob-
dachlosenhilfe Bayern hatte im Jahr 2024 einem Antrag der Caritas
zugestimmt und 8.000 EUR zur Finanzierung von insgesamt 645
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Streifentickets bereitgestellt.>® Auch Vereine wie ,Gastfreundschaft
hilft e.V.” beteiligten sich im Jahr darauf mit einer Spendenaktion.®®

Das ist im Kern ein guter Ansatz, der die Notwendigkeit eines solchen
Angebots anerkennt. Doch sind spendenbasierte Tickets keine lang-
fristige LOsung, da keine bestdndige Finanzierung gewahrt wird. Ob-
dachlosen Menschen kann so kein dauerhafter Zugang zu Mobilitat
garantiert werden. Soll ein kostenloser OPNV fiir obdachlose Men-
schen nicht nur punktuell, sondern langfristig und flachendeckend
verfligbar sein, bedarf es eines tragfahigen und bestandigen Finan-
zierungsmodells. Die Frage der Gegenfinanzierung einer etwaigen
Ausgleichszahlung stellt sich dann natirlich auch.5!

b) Kommunale Ausgleichzahlung als Instrument dauer-
hafter Finanzierung

Wie beschrieben ist die angestrebte Losung in Regensburg eine Aus-
gleichszahlung der Kommune an den jeweiligen Verkehrsverbund.
Die Gemeinde Regensburg ersetzt dann dem Regensburger Ver-
kehrsverbund die Einnahmen, die dadurch entfallen, dass obdach-
lose Menschen kein Ticket mehr erwerben missten.

Neben den rechtlichen Fragen bedarf es dann einer Erhebung der
Anzahl an Nutzer*innen des OPNV in Regensburg, die obdachlose
Menschen sind. Diese Daten sind dann die Grundlage fir eine kon-
krete (den finanzverfassungsrechtlichen Vorgaben entsprechende)®
Berechnung der Hohe der Ausgleichzahlung. Es dirfte genigen, die

59 vgl. Caritasverband fiir Diézese Regensburg e.V., 2025 0.S.

60 vgl. Czerny, 2025 o.S.

61 vgl. Grundlagenuntersuchung ,Instrumente zur Drittnutzerfinanzierung
fiir den OPNV in Baden-Wiirttemberg” 2016.

62 Siehe oben unter II. 5.
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Daten auf der Grundlage belastbarer Schatzungen pauschal zu be-
rechnen, also nach der Relation einer bestimmten Nutzer*innen-
gruppe (hier: obdachlose Menschen) zum Rest der OPNV-Nutzer*in-
nen.®® Jedenfalls muss die Gemeinde wie erwihnt® sowohl aufgrund
des Haushaltsgrundsatzes als auch aufgrund von unionsrechtlichen
Vorgaben die Kosten einer Gewdhrung von unentgeltlichen OPNV
fiir obdachlose Menschen genau aufschlisseln.

Ahnlich wie in anderen Pilotprojekten zu kostenlosem OPNV®® lieRe
sich eine Ausgleichzahlung auch zunachst befristet gewdhren und
die Finanzierung im Falle eines erfolgreichen Verlaufs verlangern.

2. Die konkrete Ausgestaltung des Zugangs zum kosten-
losen OPNV

Neben den Fragen der rechtlichen Rahmenbedingungen und der Fi-
nanzierung kommt der konkreten Ausgestaltung eine zentrale Be-
deutung zu. Es muss geklart werden, wie obdachlose Menschen Zu-
gang zu dem Angebot erhalten, welche Nachweise hierfir erforder-
lich sind und wie das Verfahren moglichst niedrigschwellig gestaltet
werden kann. Dafiir stehen verschiedene Ansatze zur Debatte.

a) Vergabe von Fahrkarten durch soziale Einrichtungen

Eine Moglichkeit ware das Ausstellen personalisierter, also nicht
Ubertragbarer Monatskarten. Dies konnte durch den RVV geschehen
mit einer Vergabe Uiber die jeweiligen sozialen Einrichtungen. Die
Feststellung der Bediirftigkeit, also hier der Nachweis der Obdachlo-
sigkeit, lage dann vertrauensvoll in Handen der Trager, bzw. den so-
zialen Einrichtungen. Das erscheint sachgerecht. Sozialarbeitende

83 Vgl. Landesbehdrde Zentrum Bayern Familie und Soziales 0.S.

64 Siehe oben unter IIl. 4. Und 5.

65 7. B.: https://www.ndr.de/nachrichten/schleswig-holstein/Kostenloser-
OePNV-in-Heiligenhafen-startet-erfolgreich,heiligenhafen368.html.
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hatten im Rahmen ihrer fachlichen Arbeit mit den Klient*innen einen
Entscheidungsspielraum, ob die Voraussetzungen fiir den Erhalt ei-
ner Fahrkarte vorliegen.

Das setzt allerdings eine Anbindung obdachloser Menschen an Sozi-
alarbeitende voraus, die nicht immer gegeben ist. AuRerdem birgt
der Entscheidungsspielraum bei der Vergabe der Tickets das Risiko
eines Macht- und Abhangigkeitsverhéltnisses.®® Um eine Monats-
karte zu erlangen waren obdachlose Menschen gezwungen, dieses
Abhangigkeitsverhéltnis einzugehen; andernfalls bliebe ihnen der
unentgeltliche Zugang zur Mobilitdt verwehrt.

Weiterer Ausdruck dieses Machtverhaltnisses ist das sog. ,, doppelte
Mandat”, welches Sozialarbeitende bei ihrer Arbeit beachten mus-
sen. Danach sind Sozialarbeitende angehalten, im gesellschaftlichen
und staatlichen Interesse zu handeln. lhnen obliegt eine ,Wachter-
funktion“®’, indem sie zwar obdachlose Menschen alltaglich unter-
stlitzen und fordern, gleichzeitig jedoch gegebenenfalls sanktionie-
ren, wenn obdachlose Menschen ,den mit den Hilfen gewahrten
Verpflichtungen nicht nachkommen“.®® Sollten obdachlose Men-
schen und Sozialarbeitende in Konfliktsituationen geraten, konnte
ihnen der Erhalt einer Fahrkarte verwehrt werden, obgleich der Auf-
trag lautet, sich um das Wohl der Menschen zu kiimmern.® Das ist
eine problematische Spannung.

Die Selbstvertretung wohnungsloser Menschen e.V. hat daher den
Wunsch geduRert, Fahrkarten eigenstandig ,erwerben” zu kdnnen.
Dieser Wunsch entspringt ihrer Lebensrealitat und verweist auf das
Bediirfnis nach Selbstbestimmung und gleichberechtigter Teilhabe.

66 Vvgl. Kraus, Sagebiel, 2021 o.S.
67 Lutz, 2020 0.S.

68 Ebd.

59 vgl. ebd.
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Die Moglichkeit, ein Ticket eigenstandig zu ,erwerben”, kann dazu
beitragen, die Wiirde und Handlungsautonomie der Betroffenen zu
wahren. Im Vordergrund steht nicht allein die praktische Nutzung
des OPNV, sondern auch die Méglichkeit, als gleichwertiger Teil der
Gesellschaft behandelt zu werden, dem auf Augenhdhe begegnet
wird.

b) Nutzung des Personalausweises als Fahrkarte

Einfacher konnte es sein, eine Option zu wahlen, bei welcher der Per-
sonalausweis als ,,Fahrkarte” dient. Aktuell besteht die Mdoglichkeit,
dass obdachlose Menschen auf ihrem Ausweis kenntlich machen,
dass sie derzeit keinen festen Wohnsitz bzw. keine polizeiliche Mel-
deadresse haben. Statt der vollstandigen Anschrift ist dann lediglich
der derzeitige Aufenthaltsort mit der Postleitzahl und dem Ortsna-
men eingetragen. Genau dieser Vermerk ware dann der Fahrkarten-
ersatz.

Ahnliche Ansitze der kostenlosen Nutzung des OPNVs gab es bereits
fiir geflichtete Menschen aus der Ukraine. So konnten diese den
OPNV vom Mérz bis Juni 2022 gegen Vorzeigen eines Ausweisdoku-
mentes bundesweit kostenlos nutzen.”

Eine entsprechende Anderung des Personalausweises (fiir den Fall,
dass diese noch nicht auf dem Ausweis gekennzeichnet ist) konnen
obdachlose Menschen eigenstandig, also unabhangig von Sozialar-
beitenden, bei den zustiandigen Behdrden beantragen. Auch hier
kann das Bediirfnis nach Handlungsautonomie und Selbstbestim-
mung geachtet werden.

Tatsachlich besitzen allerdings viele Menschen, die von Obdachlosig-
keit betroffen sind, keinen Personalausweis oder er wurde gestoh-
len. Die (Neu-)Anschaffung eines Personalausweises ist mit hohen

70\/gl. VBB, 2022.
31



Kosten verbunden ist, fiir Erwachsene ab 24 Jahren derzeit bis zu 46
EUR.” Viele obdachlose Menschen verfiigen nicht liber diese Res-
sourcen oder auch Uber die strukturellen Voraussetzungen, um Ter-
mine bei Behérden zuverldssig wahrzunehmen — nicht zuletzt auf-
grund eingeschrankter Mobilitdat. Termine missen oft lange im Vo-
raus vereinbart werden, setzen Pinktlichkeit, Erreichbarkeit und
eine gewisse Stabilitdt im Alltag voraus; dies sind Faktoren, die unter
prekaren Lebensbedingungen haufig nicht gegeben sind.

Zudem fuhrt dieser Ansatz im Ergebnis zu einem Ausschluss obdach-
loser Menschen ohne deutsche Staatsbiirgerschaft, da diese in der
Regel keine vergleichbare Eintragung in ihrem auslandischen Aus-
weisdokument (sofern vorhanden) vornehmen lassen kénnen.”? Im
Jahr 2024 waren rund 1.029.000 Menschen wohnungslos; davon be-
salen 80% keine deutsche Staatsangehdrigkeit.”? Durch diesen An-
satz wiirde also eine erhebliche Anzahl an obdachlosen Menschen
ausgeschlossen werden. Fir einen inklusiven Ansatz missten dem-
nach alternative Nachweismoglichkeiten geschaffen werden.

Neben der Gefahr des Ausschlusses bestimmter Personengruppen
wird potentiell in die Privatsphdre Betroffener eingegriffen. Men-
schen, die sich eigenstdndig ein Ticket leisten kénnen, haben dieses
entweder in digitaler Form oder als physischen Fahrschein — ausge-
stellt von dem zustandigen Verkehrsunternehmen. Der Personalaus-
weis unterscheidet sich demnach zwangslaufig optisch von dem
Fahrschein anderer Personengruppen. Nutzt ein obdachloser
Mensch den Ausweis als Fahrschein, wird bei jeder Kontrolle seine
Obdachlosigkeit preisgegeben. Das kann dariiber hinaus zu diskrimi-
nierendem und stigmatisierendem Verhalten gegentiber obdachlo-
sen Menschen fiihren.

"1 vgl. BayernPortal 0.S.
72 Vgl. ebd. 0.S.
73 vgl. Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e.V., 2025, 0.S.
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Zudem wirkt sich der Vermerk der Obdachlosigkeit auch auf andere
Lebensbereiche aus, beispielsweise bei der Wohnungs- oder Arbeits-
suche. Bereits bei der Bewerbung werden obdachlose Menschen se-
lektiert und diskriminierend behandelt.

»,Da habe ich schon meine Bewerbung abgegeben, so diesen Bo-
gen ausgefiillt und schon gemerkt, also, ich bin fir die wirklich
Dreck. Mit ihren Gestiken und so, habe ich richtig gemerkt.“7*

Es zeigt sich hier eine Art Teufelskreis: Ohne eine Wohnung kann ein
obdachloser Mensch oft keinen Arbeitsvertrag unterschreiben.
Ohne einen Nachweis eines Arbeitsvertrages konnen Menschen wie-
derum oft keinen Mietvertrag unterschreiben. Die Festschreibung
der Obdachlosigkeit in einem 6ffentlichen Dokument (hier auf dem
Personalausweis) kann wiederum die Stigmatisierung obdachloser
Menschen verstarken und ihnen den Weg aus der Obdachlosigkeit
heraus erschweren.

c) Zusammenfassung

Die beiden Ansatze haben Vor- und Nachteile. Fiir eine Vergabe von
Tickets durch soziale Einrichtungen spricht vor allem die Inklusivitat,
da kein Personalausweis vorliegen muss und somit mehr obdachlose
Menschen Zugang erhalten. Zudem unterscheiden sich die erhalte-
nen Tickets optisch nicht von reguldr erworbenen Tickets, bergen
also kein Stigma. Diese Vorteile werden allerdings davon tberschat-
tet, dass der Erhalt der Fahrscheine eine Anbindung an Sozialarbei-
tende voraussetzt, die nicht immer gegeben ist oder konfliktgepragt
sein kann.

Dieses Spannungsverhéltnis entfillt bei einer Umsetzung lber den
Personalausweis, da hier obdachlose Menschen zumindest theore-
tisch selbststéndig einen Vermerk auf dem Personalausweis bei der

74 Gerull, 2016, S. 33.
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zustandigen Behorde beantragen kdnnen. Zu den birokratischen
und finanziellen Hirden kommt der Ausschluss einer erheblichen
Gruppe an Personen vor allem ohne deutsche Staatsangehorigkeit
und ohne (giltigen) Personalausweis. Auch kann der Vermerk auf
dem Dokument, das der Identifikation in diversen Kontexten dient,
stigmatisierend wirken und Betroffene als in ihrer Situation als ob-
dachlos ,festschreiben”.

Beide Ansatze kdnnen aber dazu beitragen, bestehende Mobilitats-
barrieren abzubauen. Damit leisten sie einen wichtigen Beitrag zur
gesellschaftlichen Teilhabe obdachloser Menschen.

Fazit

Mobilitdt ist eine grundlegende Voraussetzung gesellschaftlicher
Teilhabe, insb. fiir obdachlose Menschen, denn sie bendtigen 6ffent-
liche Verkehrsmittel zur Alltagsbewaltigung: Der Zugang zu Schlaf-
moglichkeiten, Hilfsangeboten, medizinischer Versorgung oder sozi-
alen Kontakten setzt die Moglichkeit voraus, sich im Stadtgebiet frei
bewegen zu kdnnen. Ein kostenloser OPNV kann daher einen wichti-
gen Beitrag dazu leisten, bestehende Teilhabebarrieren abzubauen
und die Lebenssituation obdachloser Menschen nachhaltig zu ver-
bessern.

Die Analyse hat gezeigt, dass die Einfiihrung eines kostenlosen OPNV
fiir obdachlose Menschen rechtlich grundsatzlich moglich ist. Bei der
Umsetzung durch eine Ausgleichszahlung an den Verkehrsverbund
sind zwar vor allem unions- und finanzverfassungsrechtliche Vorga-
ben zu beachten, diese stehen einer Umsetzung jedoch nicht grund-
satzlich entgegen. Auch hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung be-
stehen unterschiedliche Handlungsoptionen. Eine rechtliche oder
organisatorische ,ldeallésung” existiert dabei nicht. Vielmehr gilt es,
zwischen den Zielen der Inklusivitat, Selbstbestimmung und Prakti-
kabilitat abzuwagen.

34



Entscheidend ist daher weniger die Frage, ob ein kostenloser OPNV
fir obdachlose Menschen umgesetzt werden kann, sondern ob der
politische Wille besteht, Mobilitat als Voraussetzung gesellschaftli-
cher Teilhabe anzuerkennen und entsprechende Mallnahmen zu er-
greifen. Die diskutierten Modelle zeigen, dass Wege zur Umsetzung
vorhanden sind. Vor diesem Hintergrund sollte die Debatte nicht bei
rechtlichen oder administrativen Herausforderungen stehen blei-
ben, sondern die Chancen eines solchen Angebots fiir die Betroffe-
nen und die Stadtgesellschaft in den Mittelpunkt riicken.

Eine Stadt, die Mobilitat fuir obdachlose Menschen ermaoglicht, inves-
tiert damit zugleich in soziale Teilhabe, Chancengerechtigkeit und
gesellschaftlichen Zusammenhalt.
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